
:a~1blatt Beiblatt zur Parlamentskott,spondenz 
[ . 

24.Februar 1954 

Anf rage 
I 

der Abg.Dr. K rau s, . Dr •.. P f e i f e r, E Q e n b ich '1 e rund 

Gen.osson 

an die Bundesregierung, 

betreffena Kontrolle der unter öffentlicher Verwaltung stehenden Vermö­

genBchaften durch den Rechnungshof • 
...... ---, .......................................... 

Dl,e <:Ssterreichische Bevölkerung ist durch die Pressemeldun.gen über 

die jüngsten Korrupt1onaprozesse ausserordentlich beunruhigt. Die dabei zu .... 

tage.getretenen Mißstände. im Zusammenhang mit den unter öffentlioher Ver­

waltung stehenden Vermögenschaften sind geeignet, das Vertrauen der Öffent­

lichkeit in die ganze Verwaltung zu erschüttern. Abgeordnete der wau haben 

aus diesem Grunde am 27.Jänner d.Jl eine Entschliessung eingebracht, in der 

die Regierung aufgefordert wird, eine Regierungsvorlage einzubringen, durch 

welohe der Reohnllngshof in die Lage versetzt wird, die Gebarung mit den unter 

<:Sffentlicher Yenel tung stehenden Yermögenschaften auch für die zurückliegende 

Zeit einer PrUfllng zu unterziehen. 

Die unterzeichneten Abgeordnet enhatten ursprünglich damit gerech-

net.,_dass die Regierllng einen solchen Antrag von sich aus einbringen werde, 

um das erschütterte Vertrauen der Bevölkerung wieder herzustellen. De.nn es 

ist Pflioht der Regierung, dafiir zu sorgen, dass auf jedem Gebiet t· in 

dem die staatliohen Ordnung derartigen Beeinträohtigungen ausgesetzt ist, die 

verfassungsmässig vorgesehenen Kontrolleinriohtungen herangezogen werden. . . 

»te gefertigten Abgeordneten sind der Ansicht, dass eine rechtzeitige ver-

.altungsteohnische Vorsorge zweokmässiger 1st als eine nachträgliche gericht­

liche Auseinanc..ersetzung, die ja doch dem Ansehen des Staates schweren Ab­

bruoh tut •. 

Da nun die Regierung auf den oben zitierten-Antrag hinauf nooh keine 

derartige Vorlage eingebraoht hat und andererseits die parlamentarische Be_ 

handlung dieses Antrages zuviel Zeit in Anspruoh nimmt, stellen die unter­

zeichneten Abgeordneten an die Bundesregierung die 

o 
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Anfraget 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Natlon~lratunverzU~licheine Re­

gierungsvorlage vorzulegen, durch welohe die g~setzU.chen :a.8timmU~gen über 

den Reohnungshofdah1n abgeändert werden, dass auch c!1e gesamte Gebarung 

mit den auf Grund des Verwaltergesetzes unter affentllcher Verwaltung at~henden 

Verm<>gemsohaften, auch für die zurUokliegende Zeit, der Uberprilfung durch den 

Reohnungshof unterworfen wird? 

....... -.... -..... ' 
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